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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Personalpolitik der Bundesregierung 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Bach, Dr. Klie- 
sing (Honnef), Dr. Marx (Kaiserslautern) und 
der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache VI/435 — 


Im Namen der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 


1. Ist es mit dem Grundgesetz und den beamtenreditlidien Vor- 
schriften vereinbar, eine ganze Gruppe dienstfähiger Beamter 
vor Erreichung der gesetzlichen Altersgrenze gegen ihren Wil- 
len aus Altersgründen in den einstweiligen Ruhestand zu ver- 
setzen? 

2. Ist es zulässig, ohne Gesetzesänderung die geltenden Vorschrif- 
ten über „politische Beamte" zur vorzeitigen unfreiwilligen 
Pensionierung bestimmter Altersgruppen dienstfähiger Beamter 
zu benutzen? 


Die Möglichkeit der Versetzung in den einstweiligen Ruhe- 
stand gehört zu den „hergebrachten Grundsätzen des Berufs- 
beamtentums" im Sinne des Artikels 33 Abs. 5 GG. Sie ist aus 
beamten- und haushaltsrechtlichen Gründen geschaffen worden, 
um die Regierung jederzeit in die Lage zu versetzen, zur wir- 
kungsvolleren Durchführung ihrer Politik die „politischen" 
Ämter ohne Zeitverlust umzubesetzen. Es ist einhellige Auf- 
fassung in der beamtenrechtiichen Literatur und Rechtspre- 
chung, daß diese Maßnahmen an keinerlei konkrete Tatbe- 
standserfordernisse gebunden ist. Sie ist insbesondere nicht 
auf die Fälle der Abweichung in politischen Ansichten und 
Zielen beschränkt, sondern erstreckt sich ganz allgemein auf 
die fachliche und persönliche Eignung des Beamten für den ihm 
übertragenen Aufgabenkreis. Diese Geeignetheit für das be- 
sondere Amt ist der Kernbegriff, nach dem sich die Zulässigkeit 
der Versetzung in den einstweiligen Ruhestand bestimmt. § 36 
Abs. 1 BBG ist sonach stets dann anwendbar, wenn die Eignung 
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des Beamten — aus welchen Gründen auch immer — nach Auf- 
fassung der zuständigen Dienstbehörde nicht mehr gegeben ist; 
der Eignungsmangel kann u. a. auch auf einem — die Dienst- 
fähigkeit als solche noch nicht berührenden — Nachlassen der 
körperlichen oder geistigen Leistungsfähigkeit des Beamten 
beruhen. Es ist weiter anerkannt, daß bestimmte Positionen im 
öffentlichen Dienst für eine Versetzung in den einstweiligen 
Ruhestand besonders anfällig sind; hierzu gehört z. B. die expo- 
nierte Stellung eines Diplomaten auf einem Auslandsposten. 


Es steht im pflichtmäßigen Ermessen der Dienstbehörde, ob, aus 
welchem Grund und wann sie einen politischen Beamten ver- 
abschieden will. Dieses Ermessen ist der Natur der Sache nach 
sehr weit gezogen; für die Entscheidung können auch Unwäg- 
barkeiten, sogenannte „Imponderabilien", die nicht stets genau 
zu umreißen sind, ausreichend sein. 


Unzulässig wäre die einstweilige Zurruhesetzung nur, aber 
auch stets dann, wenn sie auf Erwägungen beruhte, die nicht 
mehr vom Gesetzeszweck gedeckt wären, wenn ihr also nicht 
objektive Gründe des Staatsinteresses, sondern sachfremde, 
nicht die fachliche Eignung des Beamten betreffende Gesichts- 
punkte zugrunde lägen. Davon kann indes weder bei den bis- 
herigen noch bei den in Aussicht genommenen Entscheidungen 
die Rede sein. 


Die Bundesregierung weist daher die in der Kleinen Anfrage 
enthaltene Unterstellung, gegen das Grundgesetz verstoßen 
und beamtenrechtliche Vorschriften in einer dem Gesetzeszweck 
widersprechenden Weise angewendet zu haben, mit Entschie- 
denheit zurück. 


3. Aus welchen Gründen glaubt das Auswärtige Amt, mit den ge- 
schilderten Maßnahmen sein Ermessen in einer Weise gebraucht 
zu haben, die dem Zweck der gesetzlichen Vorschriften über die 
„politischen Beamten" entspricht? 


Die Dienstbehörde ist — wie vorstehend dargelegt — bei der 
Ausübung des ihr im Rahmen des § 36 Abs. 1 BBG zustehenden 
Ermessens an keine konkreten Tatbestandsanforderungen ge- 
bunden. Das gilt auch für den Bereich des Auswärtigen Amts, 
für den nach § 36 Abs. 1 Nr. 2 BBG ein gegenüber § 36 Abs. 1 
Nr. 1 BBG noch erweiterter Personenkreis erfaßt wird. 


Es ist nicht erforderlich, daß die nach § 36 Abs. 1 BBG erfolgten 
Maßnahmen etwa auf einer Abweichung in politischen Ansich- 
ten und Zielen der betroffenen Beamten beruhen. 
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4. Mit welchen Argumenten will das Auswärtige Amt die vorzei- 
tige unfreiwillige Pensionierung dienstfähiger Beamter aus 
Altersgründen mit den „hergebrachten Grundsätzen des Berufs- 
beamtentums" (Artikel 33 Abs. 5 GG) und dem § 52 BBG, in 
dem von der Pflicht zur unparteiischen Amtsführung die Rede 
ist und in dem es u. a. heißt: „Der Beamte dient dem ganzen 
Volk, nicht einer Partei", in Übereinstimmung bringen? 


Die Versetzung in den einstweiligen Ruhestand nach § 36 
Abs. 1 BBG kann nicht gegen die hergebrachten Grundsätze des 
Beamtenrechts verstoßen, da das Rechtsinstitut des einstweili- 
gen Ruhestandes selbst Teil dieser hergebrachten Grundsätze 
ist. Die Maßnahmen im Bereich des Auswärtigen Amts stehen 
auch nicht im Widerspruch zu § 52 BBG, da sie nicht auf partei- 
politischen Erwägungen beruhen, sondern nur Beamte betrafen, 
für die im Zuge eines notwendigen größeren Revirements kein 
anderes Amt zur Verfügung stand. Die getroffenen Entschei- 
dungen berühren den § 52 BBG nicht. 


5. In welcher Weise hat die Bundesregierung die ihr vom Gesetz 
aufcrlegte Fürsorgepflicht für die betroffenen Beamten erfüllt? 


Bei der Auswahl der Beamten des Auswärtigen Dienstes, die in 
den einstweiligen Ruhestand versetzt worden sind, ist der Für- 
sorge gegenüber den Beamten hinreichend Rechnung getragen 
worden: 

Die Betroffenen sind fast ausschließlich über 60 Jahre alt 
— - die meisten sogar über 62. Der größte Teil von ihnen erfüllt 
die Voraussetzungen, um die höchstmögliche Pension zu bezie- 
hen. Es ist von einer Versetzung derer in den einstweiligen 
Ruhestand abgesehen worden, für die dies eine unbillige Härte 
bedeuten würde, wie zum Beispiel bei denjenigen, die eine 
langjährige Kriegsgefangenschaft zu erleiden hatten. Ferner ist 
bei der Festlegung des Zeitpunktes des Ruhestandes in gewis- 
sem Rahmen auf persönliche Verhältnisse und berechtigte 
Wünsche Rücksicht genommen worden. 


6. Sind den Beamten, die als ehemalige Angehörige des Auswärti- 
gen Dienstes im Rahmen der politischen Neuordnung des Bun- 
deskanzleramtes in das Auswärtige Amt zurückversetzt wor- 
den sind, im Auswärtigen Amt dienstliche Aufgaben übertragen 
worden, die ihrem Rang entsprechen? 


Ein Beamter hat ein Amt seiner Besoldungsgruppe übertragen 
erhalten; ein anderer ein solches einer niedrigeren Besoldungs- 
gruppe, nachdem er sich mit der Rückstufung einverstanden 
erklärt hatte. Ein dritter Beamter ist in den einstweiligen Ruhe- 
stand versetzt worden. Es ist beabsichtigt, ihm in wenigen 
Monaten ein Amt einer niedrigeren Besoldungsgruppe zu über- 
tragen; er hat sich hiermit einverstanden erklärt. 
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In den beiden Fällen der Rückstufung handelt es sich lediglich 
um eine Besoldungsgruppe. 


7. Beabsichtigt die Bundesregierung einen Gesetzentwurf zur Än- 
derung der allgemeinen Altersgrenze für Beamte (§ 41 BBG) 
oder zur Änderung der Altersgrenzen für einzelne Beamten- 
gruppen einzubringen? 


Die Bundesregierung beabsichtigt zur Zeit nicht, die allgemeine 
Altersgrenze für Beamte zu ändern; vorgesehen ist lediglich 
die Herabsetzung der Altersgrenze für die Beamten des geho- 
benen Flugverkehrskontroildienstes auf das 55. Lebensjahr. 


8. Trifft es zu, daß außer den oben Bezeidineten noch weitere An- 
gehörige des öffentlichen Dienstes „von der Wahrnehmung 
ihrer Dienstgeschäfte entbunden'' worden sind, und zwar auch 
solche, die nicht „politische Beamte" im Sinne des § 36 BBG 
sind und denen jedenfalls nicht sofort neue Aufgaben über- 
tragen worden sind? Wie viele Beamte sind von dieser Maß- 
nahme betroffen? 


Einschließlich der Beamten, die bereits in der Antwort (Druck- 
sache VI/107) auf die Kleine Anfrage vom 13. November 1969 
erfaßt waren, sind folgende Beamte von ihren bisherigen Auf- 
gaben entbunden worden: 


3 Staatssekretäre, von denen einer unverzüglich, der andere 
im eigenen Interesse einige Wochen nach der Entbindung 
von seinen Dienstgeschäften in den einstweiligen Ruhestand 
versetzt worden ist; der dritte ist wegen Erreichens der 
Altersgrenze Ende November 1969 in den Ruhestand getre- 
ten. 

4 Ministerialdirektoren; drei von ihnen sind im eigenen 
Interesse erst einige Wochen nach der Entbindung von ihren 
Dienstgeschäften in den einstweiligen Ruhestand, der vierte 
ist in ein anderes Ressort versetzt worden. 

4 Ministerialdirigenten, von denen einer binnen eines Monats 
einen neuen Aufgabenbereich erhalten hat; ein weiterer 
wurde alsbald in ein anderes Ministerium versetzt; der dritte 
erhält mit seinem Einverständnis in Kürze eine anderweitige 
Verwendung; bei dem vierten Beamten steht die mit seinem 
Einverständnis eingeleitete Versetzung in ein anderes Ressort 
unmittelbar bevor. 
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3 Ministerialräte, von denen einer binnen eines Monats einen 
neuen Aufgabenbereich erhalten hat; der zweite hat eben- 
falls in seinem bisherigen Ressort einen neuen Aufgaben- 
bereich erhalten, der dritte ist inzwischen in ein anderes 
Ministerium versetzt worden. 

1 Regierungsdirektor, der inzwischen in ein anderes Ressort 
abgeordnet worden ist. 


9. Stützt die Bundesregierung diese Maßnahme auf § 60 BBG, in 
dem es u. a. heißt: „die oberste Dienstbehörde kann einem 
Beamten aus zwingenden dienstlichen Gründen die Führung 
seiner Dienstgesdiäfte verbieten"? 

Wenn diese Frage bejaht wird, welche zwingenden dienstlichen 
Gründe haben bei den in Betracht kommenden Fällen Vorge- 
legen? Wenn die Frage verneint wird, welche sonstige Rechts- 
grundlage wird für die geschilderten Maßnahmen angeführt? 


Die bei der Frage 8 erwähnten Personalmaßnahmen erfolgten 
im Rahmen von organisatorisch und dienstlich notwendigen 
Funktionsänderung. Bei diesen Funktionsänderungen, die zu 
einem erheblichen Teil mit Versetzungen verbunden waren, ließ 
es sich nicht immer vermeiden, daß in einigen wenigen Fällen 
bis zur beabsichtigten neuen Verwendung eines Beamten eine 
gewisse zeitliche Verzögerung eintrat. Die vorübergehende 
Freistellung eines Beamten von seiner bisherigen Aufgabe ohne 
gleichzeitige Übertragung eines neuen, gleichwertigen Arbeits- 
gebietes ist im Rahmen des in der Kleinen Anfrage genannten 
§ 60 BBG möglich. In besonderen und zeitlich eng begrenzten 
Ausnahmefällen, z. B. im Zuge einer größeren Umorganisation, 
ist eine derartige Maßnahme auch unterhalb der Schwelle des 
§ 60 BBG auf Grund der Organisationsgewalt des Dienstherrn 
zulässig. Eine ganz kurzfristige und übergangsweise Nicht- oder 
Nichtvollbeschäftigung eines Beamten stellt nach Meinung der 
Bundesregierung keinen unzumutbaren und einschneidenden 
Eingriff in dessen Rechtsposition dar, weil hierdurch der von 
der Bundesregierung voll anerkannte Anspruch des Beamten, 
mit Dienstaufgaben beschäftigt zu werden, die seiner Laufbahn 
und seinem Leistungsstand entsprechen, nicht in seinem Kern 
berührt wird. Abgesehen von der Fürsorgepflicht für die Beam- 
ten, die die Bundesregierung ernst nimmt, hat sie vor allem 
auch mit Rücksicht auf den Steuerzahler und unter dem über- 
geordneten Gesichtspunkt einer ordnungsgemäßen Verwaltung 
ohnehin ein vorrangiges Interesse daran, daß die Arbeitskraft 
eines Beamten effektiv genutzt und keinesfalls länger dem 
öffentlichen Dienst auf Kosten der Allgemeinheit entzogen 
wird, als dies aus den genannten Gründen zwingend und unver- 
meidbar geboten ist. 
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10. Wie viele Bedienstete des Bundeskanzleramtes und des Aus- 
wärtigen Dienstes sind von diesen Maßnahmen betroffen wor- 
den? 


Von den in der Antwort auf Frage 8 erfaßten Beamten entfallen 
auf das Bundeskanzleramt 1 1 Beamte, auf das Auswärtige Amt 
kein Beamter. 


Horst Ehmke 



